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Weiteres zur Frage des Berwaltungsgerichtshofes. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 


Seitdem wir am 24. Juli 1873 unſere Abhandlung über den 


Verwaltungsgerichtshof⸗Entwurf geſchloſſen haben, iſt derſelbe neuer⸗ 


dings Gegenſtand publiciſtiſcher Erörterungen geworden, und nachdem 
der Geſetzentwurf in den Sitzungen des Herrenhauſes vom 22. und 
23. Jänner l. J. mit geringen Abänderungen bereits angenommen 
worden iſt, halten wir es für hoch an der Zeit, auch dieſe Veröffent⸗ 
lichungen unſerer Beſprechung zu unterziehen, bevor die Discuffton 
über den E. dadurch, daß er Gefetz geworden iſt, geſchloſſen iſt. 

Dieſe Veröffentlichungen ſind vor allem zwei Broſchüren, und 
zwar Dr. Peter Koller's „Bedenken gegen die Anträge der Regierung 
zur Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes“ (Wien, Manz 1874, 
48 S.) und Dr. Ludwig Grünwald's „Der öſterreichiſche Verwal⸗ 
tungsgerichtshof“ (Wien 1875, Hügel, VI., 149 S.). Die erſtere 
Broſchüre hat eine Entgegnung — augenſcheinlich officiſerſeits — 
in Prof. Dr. C. S. Grünhut's „Zeitſchrift für das Privat⸗ und 
öffentliche Recht der Gegenwart“, I. B., 4. H., Wien 1874, Hölder, 
S. 738 —747 von Dr. C. Lemayer lediglich zum Zwecke der Ber- 
theidigung des Entwurfes hervorgerufen. Zugleich hat Freih. Dr. Hye 
in ſeiner Sammlung der reichsgerichtlichen Erkenntniſſe, Wien, Manz 
1874, und zwar in der Einleitung S. I-XXXU Anlaß genommen, 
Einiges über den Verwaltungsgerichtshof zu bemerken. Endlich iſt 
Dr. Kißling's bereits von uns gewürdigte Broſchüre in 2. Auflage 
erſchienen. 

Zunächſt begrüßen wir in Koller und Grünwald Bundesgenoffen 
in Bekämpfung des E. Koller wendet ſich gegen die Abfichten der 
Regierung mit vielem Pathos, Grünwald's Broſchüre iſt an vielen 
Stellen im Tone einer ſcharfen journaliſtiſchen Polemik gegen die 
Regierung geſchrieben. Koller vermeidet ſorgfältig jeden literariſchen 


Aufputz, er ſtellt ſich durchaus auf ſeinen eigenen Kopf; Grünwald 
dagegen führt nach einer Vorrede, die uns die bisher gründlichſte 
Arbeit über den E. verſpricht, einen reichen Apparat vor, in dem wir 
jedoch gegenüber dem Tone der Vorrede die Erörterung der Entwick— 
lung und des gegenwärtigen Standes der Frage der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit in der Wiſſenſchaft und die conſequente Durchführung 
des Vergleichs der Principien und der einzelnen Beſtimmungen des 
poſitiven Rechtes anderer Staaten mit den Beſtimmungen des E. 
vermiffen. Bei genauerem Studium beider Arbeiten fällt uns jedoch 
das triviale Sprüchwort: „Gott bewahre uns von unſeren Freunden“ 
ein. Denn unſeres Erachtens ſind beide Arbeiten im Principe verfehlt 
und in dem, was an ihren Vorſchlägen für die Organiſirung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit neu iſt, nicht glücklich. Bei dieſem Urtheile 
über Koller's Broſchüre kann es uns nur mit einer gewiſſen Befrie- 
digung erfüllen, daß die officiöſe Abwehr ſich lediglich gegen dieſelbe 
gerichtet hat, und unſere Arbeit neben der des Vicepräſidenten des 
badiſchen Verwaltungsgerichtshofes, der Beſprechung eines Mitgliedes 
des Reichsgerichtes in den „Juriſtiſchen Blättern“ und der Broſchüre 
Dr. Kißling's als zu wenig ausführlich ignorirt hat, denn es iſt 
allerdings dies eine ganz richtige Taktik. Und in der That, die Kritik, 
welche Dr. Lemayer gegen die Verbeſſerungsvorſchläge des Dr. Koller 
fährt, halten wir für äußerſt gelungen. Sätze wie folgende: „So hat 
man ſich die Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit noch nie und 
nirgends gedacht“ und „es iſt Herrn Dr. Koller widerfahren, daß 
faſt Alles, was er an der Regierungsvorlage tadelt, an ſeinen eigenen 
Vorſchlägen in noch weit höherem Grade ausgeſtellt werden kann“, 
find eben jo beißend als richtig. 

Bei der Beurtheilung der zwei vorliegenden Broſchüren müffen 
wir wieder den Unterſchied zwiſchen dem Gegenſtande der Verwal— 
tungsgerichtsbarkeit und der Geltendmachung des dieſen Gegenſtand bilden⸗ 
den Rechtes zu Grunde legen. Hinſichtlich des Gegenſtandes treffen Koller wie 
Grünwald mit dem Principe des E. inſoferne zuſammen, als auch fie auf 
jener privatrechtlichen Anſchauung fußen, welche wir bei der Darſtellung 
des Entwicklungsganges, welchen die Principien der Verwaltungsge— 
richtsbarkeit genommen haben, fo energiſch zu bekämpfen uns veran⸗ 
laßt ſahen “). Wann endlich wird ſich unſere Juriſtenwelt von der 
privatrechtlichen Anſchauung öffentlich rechtlicher Rechtsverhältniſſe 
emancipiren! Hiernach faſſen Beide die Verwaltungegerichtsbarkeit 
lediglich als ein Mittel zum Schutze ſubjectiver Rechte des einzelnen 
Berechtigten auf, und demgemäß als Gegenſtand der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit den Streit zwiſchen der Verwaltungsbehörde und dem 
Einzelnen. Auch ihnen liegt jener Gedanke fern, wornach die Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit die Inſtitution ſein ſoll, daß von vorn⸗ 
herein nur nach dem Geſetze verwaltet, daß das Geſetz unparteiiſch 
und gleichmäßig angewendet werden ſoll. Dies iſt der Standpunkt 
Gneiſt's, zu dem ihn das Studium der Blüthezeit des engliſchen 
Verwaltungsrechts geführt hat. Dagegen iſt jene privatrechtliche Auf: 


) Vergl. Nr. 17 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitſchriſt. 


faſſung, wie wir in Nr. 18, J. 1873 dieſer Zeitichrift gezeigt haben, 
dem dadiſchen und preußiſchen, ſowie dem Rechte der bairiſchen Ent⸗ 
würfe eben ſo fremd, wie dem engliſchen Rechte. In jener Anſchauung 
trat die Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutſchlands Wiſſenſchaft zuerſt 
auf, und eben darin liegt ja der Fortſchritt, den Wiſſenſchaft und 
Geſetzgebung genommen und das Epochemachende Gneiſt's auf dieſem 
Gebiete, daß dieſe Anſchauung fallen gelaſſen worden iſt. Der E. hat 
dieſe Anſchauung allerdings auf Grundlage des Staatsgrundgeſetzes 
feſtgehalten und beide Autoren ſcheinen dies faſt als ſelbſtverſtändlich 
anzusehen, fie verſuchen es nicht, dies gegenüber den andern germani⸗ 
ſchen Geſetzgebungen aus den öſterreichiſchen Verhältniſſen zu be— 
gründen. 

Koller bringt feine diesbezügliche Anſchauung auf Seite 9— 11 
zum Ausdrucke, ſo wie in dem auf Seite 38 definitiv formulirten 
Verbeſſerungsvorſchlage. Seite 9 ſagt er: „Aber wenn eine behörd— 
liche Entſcheidung ein Privatrecht verletzt, ſtehen dem Verletzten die 
gewöhnlichen gerichtlichen Klagemittel zu Gebote und zwar ſchon vor 
Erlaß der Grundgeſetze.“ Seite 38 proponirt er, die Competenz des 
Verwaltungsgerichtshofes folgendermaßen zu normiren: „Wenn Je⸗ 
mand erachtet, daß durch eine Entſcheidung oder Verfügung irgend 
einer Behörde ein Verwaltungsgeſetz oder eine einem ſolchen Geſetze 
gleichzuſtellende Verordnung verletzt und damit auch das ihm aus 
dieſen geſetzlichen Beſtimmungen fließende Recht beeinträchtigt ſei, 
ſteht ihm frei, beim Verwaltungsgerichtshofe erſter Inſtanz .. . eine 
diesbezügliche Klage einzureichen.“ Grünwald ſagt Seite 73: „Nach 
dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft (), aber auch im Grunde un: 
ſerer poſitiven Geſetzgebung (1) kann es jedoch gar keinem Zweifel 
(1h mehr unterliegen, daß bei Privatrechtsſtreitigkeiten immer und 
immer, ob nun beide ſtreitenden Parteien Private, ob eine der 
proceßführenden Parteien eine Behörde oder fonft ein 
Organ der Staatsverwaltung ſei, ob die Privatrechts— 
verletzung von einer Behörde oder von einem Privaten zu⸗ 
gefügt ſei, die ordentlichen Gerichte competent ſind“, und S. 150 
proponirt Grünwald „der Verwaltungsgerichtshof hat in allen Fällen 
zu erkennen, in denen Einzelperſonen oder Geſammtperſonen 
durch eine rechtswidrige Entſcheidung oder Verfugung einer Verwal⸗ 
tungsbehörde in ihren öffentlichen Rechten verletzt zu ſein be⸗ 
haupten.“ Hieraus geht klar und deutlich hervor, daß beide Autoren 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit nur zum Schutze ſubjectiver öffent— 
licher Rechte eingeführt haben wollen. 


Vergegenwärtigen wir uns, welches für die Autoren verhäng⸗ 
nißvolle Poſtulat in dieſer Propoſttion liegt. Beide haben es auf das 
ſorgfältigſte vermieden, in ihren Broſchüren das öſterreichiſche ma⸗ 
terielle Verwaltungsrecht irgendwie heranzuziehen. Wir werden da⸗ 
gegen gezwungen fein, gerade aus dieſem unſer hauptſächliches Rüſt⸗ 
zeug zur Bekämpfung derſelben zu entnehmen. 


Jedermann iſt bekannt, daß die Geſetze „und die denſelben 
gleichzuſtellenden Verordnungen“ auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes den Staatsbürgern zwar einerſeits Rechte verleihen und daß 
dieſe Rechte (d. h. die aus dieſen geſetzlichen Beſtimmungen entſprin⸗ 
genden Rechte) die öffentlichen Rechte ſind. Als ſolche Rechte können 
wir beiſpielsweiſe anführen: das Wahlrecht, das Recht auf Armen⸗ 
verſorgung, das Recht auf Benützung des Gemeindegutes. Andererſeits 
iſt aber auch Jedermann bekannt, daß andere geſetzliche Beſtimmungen 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes den Staatsbürgern Be⸗ 
ſchränkungen und Pflichten auferlegen, und jedes Bäuerlein kann uns 
ſagen, daß jene Verwaltungsgeſetze und die ihnen gleichzuſtellenden 
Verordnungen, aus denen für den Staatsbürger Beſchränkungen und 
Pflichten, aber keine Rechte entſpringen, ungleich zahlreicher 
ſind, als jene, aus welchen Rechte entſpringen. Jenes umfangreiche 
Gebiet, welches die Wiſſenſchaft unter dem Begriffe des Polizeiver⸗ 
waltungsrechtes im engeren Sinne zuſammenfaßt, beſteht von vorn— 
herein in einer langen Reihe von Beſchränkungen des Ein- 
zelnen im Jutereſſe der Geſammtheit. Wo könnte hier von 
einem dem einzelnen Staatsbürger aus den geſetzlichen Beſtimmungen 
dieſes Polizeiverwaltungsrechtes fließenden Rechte die Rede fein? 
Wo kann hier eine Einzel- oder Geſammtperſon behaupten, daß ſie 
in ihrem öffentlichen Rechte, ſomit in ihrem ſubjectiven öffentlichen, 
d. i. aus den geſetzlichen Beſtimmungen auf dem Gebiete des öffent: 
lichen Rechtes fließenden, Rechte verletzt worden ſei? 
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Dort, wo aus öffentlich⸗rechtlichen geſetzlichen Beſtimmungen 
lediglich Pflichten zu einer Leiſtung, einem facere für den Staats⸗ 
bürger entſtehen, kann von einem aus denſelben entſpringenden, ſomit 
von einem öffentlichen Rechte unmöglich die Rede ſein, ebenſowenig 
da, wo aus denſelben Beichränfungen, ſomit Pflichten zu einem non 
facere oder pati entſtehen; wohl aber enthalten die einen 
wie die andern in unzähligen Fällen Eingriffe in die 
Privatrechte der Staatsbürger im Intereſſe der Ge 
ſammtheit. Dort wo ſich dieſe Eingriffe innerhalb der Schranken 
des Geſetzes halten, muß ſich ſie der Staatsbürger gefallen laſſen, 
dort aber, wo dieſe Eingriffe in die Privatrechte der einzelnen Staats⸗ 
bürger die Schranken des Geſetzes überſchreiten, ſoll eben vorzugs— 
weiſe die Verwaltungsgerichtsbarkeit helfen. K. wie G. wollen ſie 
aber hier ausgeſchloſſen haben. 

Verfolgen wir aber unſere Gegner mit Exempeln aus dem po— 
ſitiven öſterreichiſchen Rechte, um zu zeigen, was ſie aus der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit machen wollen. Wenn im Grunde des P. C, 
§9 der Miniſterialverordnung vom 14. September 1854, R. G. Bl. 
Nr. 238 in letzter Inſtanz ein Expropriationserkenntniß gefällt wird 
und dieſes Erkenntniß iſt geſetzwidrig, iſt dann der Expropriirte 
in einem aus einer dem Geſetze gleichzuſtellender Verordnung fließenden 
Rechte, iſt er in ſeinem öffentlichen Rechte verletzt worden? Nein; er iſt in 
dem Grundrechte des Privatrechts, er iſt in ſeinem Eigenthumsrechte, 
einſchneidend bis zur Negation verletzt worden. Der E. gewährt ihm 
in dieſem Falle die Rechtshilfe des Verwaltungsgerichtshofes, K. und 
G. nicht. Sie ſind der Meinung, daß nach poſitivem öſterreichiſchen 
Rechte der geſetzwidrig Expropriirte beim ordentlichen Civilrichter Rechts⸗ 
hilfe ſuchen kann; aber uns däucht denn doch, daß ſie vergebens in 
Oeſterreich das Gericht ſuchen werden, welches die Klage auf rei 
vindicatio annehmen würde, obwohl der Expropriirte behauptet, geſetz⸗ 
widrig, d. h. ohne daß es das allgemeine Beſte erheiſcht, expropriirt 
worden zu ſein. 

Wenn in Böhmen ein Wildprethändler vom Lande zu Markte 
fährt, den Wagen mit Haſen und Repphühnern gefüllt, die er draußen 
zufammengefauft hat, und am Markte wird ihm Haſe wie Repphuhn 
von der Polizeibehörde mit Berufung auf den § 34 des Jagdgeſetzes 
von Böhmen, L. G. Bl. Nr. 49, confiscirt, wornach vom 14. Tage 
nach Eintritt der Hegezeit und während der übrigen Dauer derſelben 
die zu ſchonenden Wildgattungen nicht zum Verkaufe gebracht werden 
dürfen, und der Eigenthümer der Haſen und Hühner behauptet, dieſe 
Confiscation ſei geſetzwidrig, und fallt im adminiſtrativen Inſtanzen⸗ 
zug durch, ſo geſtattet ihm der E., an den Verwaltungsgerichtshof zu 
gehen, K. und G. dagegen nicht, weil ſie abermals der Meinung ſind, 
es könne Rechtshilfe beim ordentlichen Civilrichter geſucht werden; 
aber uns däucht wiederum der in ſeinem Eigenthumsrechte auf das 
Wild Verletzte durfte bei keinem öſterreichiſchen Gerichte Rechtshilfe 
finden. 

Ebenſo kennt das Waffenpatent vom 24. October 1852, R. G. Bl. 
Nr. 223 z. B. in § 25 die Abnahme der Waffen. 

Mit dem Eigenthume des Grund und Bodens iſt unzweifelhaft das 
Recht verbunden, auf demſelben zu bauen, unſere Bauordnungen dagegen, fo 
die Bauordnung für Böhmen vom 11. Mai 1864, L. G. Bl. Nr. 20 machen 
das Bauen von der Genehmigung des Gemeindevorſtehers abhängig 
und enthalten auch ſonſt zahlreiche Beſchränkungen im öffentlichen 
Intereſſe. Alſo auch hier handelt es ſich nicht um öffentliche Rechte, 
ſondern um das Eigenthumsrecht auf Grund und Boden und das 
darin gelegene Recht, ſein Eigenthum nach Belieben zu benützen. 
Denſelben Charakter hat das Forſtgeſetz, kaiſerliches Patent vom 
3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250 und das Waſſerrechtsgeſetz 
vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, ſowie die auf Grund der⸗ 
ſelben für die einzelnen Königreiche und Länder erlaſſenen Geſetze. 
Beide Arten von Geſetzen enthalten zahlreiche Beſchränkungen des 
Eigenthums auf Wald und Waſſer im öffentlichen Intereſſe. Wenn 
Jemandem geſetzwidrig eine Steuer oder Gebühr vorgeſchrieben oder 
bemeſſen wird, ſo kann auch hier von einem ſubjectiven öffentlichen 
Rechte und einer Verletzung desſelben keine Rede ſein, ſondern nur 
von einer Verletzung des Vermögensrechts und daher eines Privat— 
rechts. 

Spaltenlang könnten wir mit unſeren Beiſpielen fortfahren, allein 
es ſind an den angeführten genug. K. wie G. haben wohl das ob» 


jective mit dem ſubjectiven Rechte verwechſelt. Gegenſtand der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit iſt allerdings nur das öffentliche Recht, aber 
im objectiven Sinne, keineswegs find Gegenſtand derſelben lediglich 
ſubjective öffentliche Rechte der Staatsbürger “). 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ablöſung der an einer im Executionswege veräußerten Realität 
haftenden Verbindlichkeit, das Aveläuten und das andachtige Vor: 
beten des Noſenkranzes zu beſorgen. 


Die Glasfabricanten und Raffineure Julius Mühlhaus & Comp. 
in Haida erſtanden bei der dritten Feilbietung die der Noſina Mai, 
verehelichten Hermann, gehörige Realität Nr. C. 4 in Pießing ſammit 
der hiezu gehörigen Schmiedewerkſtatt und dem Garten am 30. Juli 
1874 um den Betrag von 940 fl. 6. W. Auf dieſer Realität haftet 
für die Gemeinde Pießing nebſt dem Capitalbetrage auch sub Poſt 2 b 
die Verbindlichkeit, das in der Gemeinde übliche und ſeit jeher von 
den Gemeindeſchmieden beſorgte Avegeläute und das Vorbeten des 
Roſenkranzes jeden Sonn- und Freitag Nachmittags um 2 Uhr un⸗ 
entgeltlich und mit der nöthigen Andacht zu beſorgen. Bei der am 
24. September 1874 gepflogenen Kaufſchillings⸗Berechnungstagfahrt 
beantragte der Gemeindevorſteher von Pießing mit dem Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe Franz Pietſch, ein Bedeckungscapital von 500 fl. für dieſe 
Verpflichtung auszuwerfen, da das Läuten dreimal täglich mit 9 kr., 
jährlich daher mit 32 fl. 85 kr. bezahlt werden müſſe, gegen welchen 
Autrag aber fämmtliche erſchienene Gläubiger, ſowie auch Advocat Dr. 
Schönfeld als Vertreter der Erſteher proteſtirten. 

In Folge dieſer Proteſtation verwies das k. k. ſtädt.⸗deleg. Be⸗ 
zirksgericht in Böhmiſch⸗Leipa in der Kaufſchillingsberechnungs⸗Erledi⸗ 
gung vom 25. September 1874, 3. 6941 dieſe bücherlich haftende 
Verpflichtung zur Uebernahme von Seite der Erſteher ohne Abſchlag 
vom Kaufſchillinge, weil dieſe eine perſönliche, vom religiöſen Bekennt⸗ 
niſſe des Verpflichteten abhängige Verbindlichkeit, nur im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit den nachfolgenden Glaͤubigern durch eine Capitalsbedeckung 
erſetzt werden kann, da ſie, gleich einer Dienſtbarkeit, nicht als Schuld 
vom Kaufſchillinge in Abrechnung gebracht werden darf. 

Dieſe Erledigung ward über Recurs der Erſteher mit Verord— 
nung des k. k. Oberlandesgerichtes vom 7. December 1874, Z. 31.381, 
beſtätiget, weil bei der Kaufſchillingsvertheilung der Grundbuchsſtand 
allein maßgebend bleibt, nach den Feilbietungsbedingniſſen derſelbe 
nicht allein der Feilbietung ausdrücklich mit zur Grundlage geſtellt 
und der Erſteher verpflichtet wurde, alle Laſten zu übernehmen und 
rückſichtlich der Tabularpoſten nach Maßgabe des Liquidirungsbeſcheides 
die Vertretung zu leiſten, ſondern auch weil an ſich ſchon der Er- 
ſteher der feilgebotenen Realität die auf ſelber bücherlich haftenden 
Servituten umſomehr zu übernehmen hat, da bei der Kaufſchillings⸗ 
Berechnungstagfahrt ausdrücklich gegen den Reluirungsantrag dieſer 
Verpflichtung proſtetirt wurde und die Rechtsgiltigkeit derſelben nicht 
im Recurſe, ſondern im ordentlichen Rechtswege ausgetragen werden kann. 

Gegen die gleichlautenden unterrichterlichen Erledigungen machten 
die Erſteher Julins Mühlhaus & Comp. geltend: Für die Verbind⸗ 
lichkeit des Aveläutens und des Roſenkranzvorbetens haftet das Pfand- 
recht im Laſtenſtande der Realität Nr. C. 4 in Pießing. Sie iſt wie 
jede andere pfandrechtlich verſicherte Verbindlichkeit zu behandeln, zu⸗ 
mal in den Licitationsbedingniſſen bezüglich dieſer Laſt keine Ausnahme 
enthalten iſt. Der Erſteher kann nicht zu mehr als zur Zahlung des 
Meiſtbotes verhalten werden, daher iſt der Ausſpruch, daß die gedachte 
Zahlung ohne Abſchlag vom Kaufſchillinge übernommen werde, ganz 


f 9 Daß dieſe Ausführungen nicht auf unſerer Privatmeinung beruhen, zeigt 
nicht nur die Auffaſſung des Beſprechers des E. in den „Juriſtiſchen Blättern“, ſondern 
auch Hve in der citirten Einleitung; derſelbe ſpricht auf S. XXII aus, daß der dem 
Reichs gerichte zu übertragende Wirkungskreis des Verwaltungsgerichtshofes das Richter⸗ 
amt über ſolche Verfügungen der Adminiſtrativbebörden umfaßt, wodurch ji) Je- 
mand gegenüber dem Staate, einem Lande, einer Gemeinde, in feinen Rechten ver⸗ 
letzt verachtet. Hierauf fährt er wörtlich fort: „Wenn die hiebei verletzten Rechte des 
Beſchwerdeführers nun auch häufig, ja fogar mebrentheils Privatrechte 
desſelben (z. B. Vermögens-, Familienrechte u. f. f.) fein werden. ...“ 
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geſetzwidrig. Weun man dieſe Haftung als eine dingliche anſieht, 
müßte ſie in Geld reluirt, und der ermittelte Geldbetrag an den 
Meiſtbot — alſo auf Abſchlag desſelben — verwieſen werden. Wenn 
man hingegen die in Rede ſtehende Verbindlichkeit als eine perſönliche 
Leiſtung anfteht, fo wäre fie ſchon längſt erlofhen, und müßte ohne⸗ 
weiters, und zwar umſomehr gelöſcht werden, als den Recurrenten 
als Proteſtanten eine ihrem Religionsbekenntniſſe nicht entſprechende 
Handlung nicht zugemuthet werden kann. Uebrigens ſei es nicht 
richtig, daß gegen die Reluirung überhaupt bei der Berechnungstag⸗ 
fahrt proteſtirt wurde, da der Proteſt vielmehr nur gegen die enorme 
Höhe des Relutums (500 fl.) gerichtet geweſen. Dieſe Poſt 2 b 
wäre demnach als gegenſtandslos zu löſchen geweſen; wenn ſie aber 
gleichwohl noch als beſtehend angeſehen werden ſollte, ſo wäre für 
dieſelbe ein Reluitionsbetrag auszumitteln, welcher, wie jede andere 
Tabularpoſt, auf Abſchlag des Kaufſchillings zugewieſen werden müßte. 
Es wird daher um Abänderung der unterrichterlichen Erledigungen 
im Sinne des Reviſionsrecurſes gebeten. 

Mit Entſcheidung vom 26. Jänner 1875, Z. 675 fand der 
k. k. oberſte Gerichtshof, in Erwägung, daß im Laſtenſtande der Ne- 
alität Nr. C. 4 in Pießing die Verbindlichkeit, das in der dortigen 
Gemeinde übliche Avegeläute und das Vorbeten des Roſenkranzes an 
jedem Sonn- und Freitage Nachmittags um 2 Uhr unentgeltlich zu 
beſorgen, pfandrechtlich verſichert erſcheint und in den Licitationöbe- 
dingniſſen in Bezug auf dieſe bücherliche Laſt keine Ausnahme vor⸗ 
kommt, daher dieſelbe bei der Vertheilung und Zuweiſung des aus 
dem executiven Verkaufe der gedachten Realität erzielten Meiſtbotes 
auf gleiche Weiſe wie eine jede andere Tabularpoſt zu behandeln war 
und der Ausſpruch, daß dieſe Tabularlaſt vom Erſteher ohne Abſchlag 
vom Kaufſchillinge zu übernehmen ſei, wodurch derſelbe zu etwas 
Mehrerem als zur Berichtigung des Meiſtbotes verhalten werden 
würde, ſich als geſetzwidrig darſtellt; in Erwägung, daß die in Rede 
ſtehende Leiſtung, welche ſelbſt nach dem Wortlaute der bücherlichen 
Eintragung nicht ausſchließlich an die Perſon des Beſitzers der ge— 
nannten Realität gebunden, ſondern von ihm überhaupt nur zu 
beſorgen iſt, was auch durch eine andere geeignete Perſon ges 
ſchehen kann, jedenfalls einer Werthſchätzung unterliegt: in Ab⸗ 
änderung der gleichförmigen unterrichterlichen Erledigungen, den in 
der Kaufſchillingsberechnungs Erledigung des k. k. ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Böbmiſch⸗Leipa vom 25. September 1874, Z. 6941, 
ad Poſt 2 b, vorkommenden Ausſpruch, daß die auf der Realität 
Nr. C. 4 in Pießing haftende Verbindlichkeit, das in der Gemeinde 
übliche Avegeläute und Vorbeten des Roſenkranzes zu beforgen, vom 
Erſteher ohne Abſchlag vom Kaufſchillinge zu übernehmen ſei, zu be⸗ 
heben und auf gleiche Weiſe auch die hierauf folgenden Zuweiſungen 
an den Meiſtbot zu beheben und das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht 
in Böhmiſch⸗Leipa anzuweiſen, zur Vornahme der Kaufſchillingsbe⸗ 
rechnung und Vertheilung von der Poſt 2 b angefangen, jedoch unter 
Unberührtlaſſung der bereits zur Löſchung gebrachten Poſten, neuer⸗ 
dings eine Tagſatzung unter Vorladung aller hiebei betheiligten Par⸗ 
teien anzuordnen und dabei vor Allem nach Vernehmung von Per- 
ſonen, denen die Ortsverhältniſſe von Pießing und die dort üblichen 
Löhnungen bekannt ſind, ein Aequivalent in Geld für die obige Ver⸗ 
bindlichkeit als Bedeckungscapital zu ermitteln und dieſe Verbind⸗ 
lichkeit derart an den Meiſtbot zu verweiſen, daß der Erſteher dieſe 
bucherliche Laſt zwar, wie ſie beſteht, zu übernehmen habe, daß jedoch 
das hiefür ermittelte Bedeckungscapital vom Meiſtbote in Abſchlag 


gebracht und nur der erübrigende Reſtbetrag den nachfolgenden Gläu⸗ 
bigern zugewieſen werde. 


Die vom ſteuerfreien Miethzins eines Hauſes zu entrichtende Ein⸗ 
kommenſteuer iſt nicht als eine Reallaſt anzuſehen. Unverbind⸗ 
lichkeit eines Finanzminiſterialerlaſſes für die Gerichte. 


„In der Executionsſache des Ludwig Emanuel H. gegen Florian 
S. in Iglau peto. 750 fl. wurde nach vorgenommener erecufiver 
Feilbietung des vom Exequenten und deſſen Bruder Heinrich H. bei 
der Tagfahrt am 29. April d. J. um den Meiſtbot von 20.500 fl. 
erſtandenen Hauſes Nr. 625 in Iglau eine Liquidirungstagfahrt an⸗ 
geordnet, hiebei die Liguidirung der Vorzugs⸗ und Satzpoſten auf⸗ 
genommen und hierüber vom Kreisgerichte Iglau der Liquidirungs⸗ 
beſcheid vom 19. Juni 1874, 3. 4391 dahin erlaſſen, daß die 


liquidirte rückſtändige Einkommenſteuer vom fteuerfreien Miethzinſe des 
obigen Hauſes Nr. 625 per 17 fl. 41 kr. nicht als Vorzugspoſt 
angeſeben und als ſolche auf den Meiſtbot gewiefen werde, weil dieſer 
perſönlichen Steuer auf der in Execution gezogenen Realität kein ge⸗ 
ſetzliches Pfandrecht zuſteht. 

Das mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgericht hat mit Decret vom 
12. Auguſt 1874, 3. 8434 dem gegen dieſen Beſcheid ergriffenen 
Recurſe der Finanzprocuratur in Vertretung des Aerars keine Folge 
gegeben; denn die liquidirte Einkommenſteuer von dem ſteuerfreien 
Miethzins des Hauſes Nr. 625 in Iglau per 17 fl 41 kr. kann 
ſelbſt nach dem Finanzgeſetze vom 26. April 1874, Nr. 42 des R. 
G. Bl. Art. 4 nicht als eine Vorzugspoſt, welche von den Gebäuden 
geſetzlich zu entrichten wäre, angeſehen werden, weil ſie eben nur von 
dem erzielten reinen Jahreseinkommen der ſteuerfreien Objecte zu 
entrichten iſt, daher nicht das Object, reſpective das Haus ſelbſt betrifft, 
und demnach auch nicht auf demſelben als haftend angeſehen werden 
kann. Dieſe Steuer konnte demnach als Vorzugspoſt nicht auf den 
Meiſtbot verwieſen werden. 

In dem gegen dieſe gleichförmigen untergerichtlichen Entſcheidungen 
von der Finanzprocuratur in Vertretung des Aerars eingebrachten 
außerordentlichen Reviſionsrecurſe wird betont, es liege hier eine offen- 
bare Ungerechtigkeit und Geſetzwidrigkeit vor. Die obige Steuer ſei 
keine Perſonalſteuer ſondern, nach dem klaren Wortlaute des Finanz— 
geſetzes vom 26. April 1874, Art. 4 Abſ. 7 (Nr. 42 R. G. BL) 
eine Einkommenſteuer von Gebäuden, ſomit eine Realſteuer, welcher 
das beanſpruchte Vorrecht gebührt. Nebſt dem habe der Finanz- 
miniſterialerlaß vom 5. Jänner 1874, 3. 31.253, auf den das 
mähr.⸗ſchleſ. Oberlandesgericht gar keine Rückſicht nahm, ausdrücklich 
erklärt: daß der nach dem jeweiligen Finanzgeſetze von dem Ertrage 
zu entrichtenden Einkommenſteuer der ſteuerfreien Häuſer das geſetzliche 
Pfandrecht auf dem den Ertrag gewährenden Gebäude zufteht. 

Der oberſte Gerichtshof hat aber mit Entſcheidung vom 3. No⸗ 
vember 1874, 3. 11.091 dieſem außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
gleichfalls keine Folge gegeben, „weil die Einkommenſteuer überhaupt 
nicht gleich der Grundſteuer auf der Realität haftet, der Art. 4 Abf. 7 
des Finanzgeſetzes vom 26. April 1874, Nr. 42 R. G. Bl., der 
Einkommenſteuer nicht das privilegirte Pfand⸗ oder Vorzugsrecht wahrt, 
ſondern nur eine Norm ausſpricht, nach welcher Percentualſätze der 
Einkommenſteuer von den von der Hauszinsſteuer befreiten Gebäuden 
bemeſſen werden ſollen: weil ferner der Finanzminiſterialerlaß vom 
5. Jänner 1874, Z. 31.253 auf den ſich die Finanzprocuratur bezieht, 
für die gerichtliche Judicatur nicht maßgebend erſcheint *). 
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Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 17. Jänner 1875, 3. 18.569 in Betreff 
Auslegung des mit der italieniſchen Regierung abgeſchloſſenen lebereinkommens vom 
J. Jänner 1861 wegen Verpflegung der gegenſeitigen Kranken. 


Nachdem die königl. ital. Regierung das mit ihr abgeſchloſſene und der k. k. 
Landesſtelle mit h. o. Erlaſſe vom 12. März 1861, 3. 4683 bekannt gegebene U ber⸗ 
einkommen vom 1. Jänner 1861 wegen Verpflegung der gegenſeitigen Kranken da⸗ 
hin auslegt und anwendet, daß unter Verpflegskoſten der Aufwand für die Kranken⸗ 
behandlung überhaupt und außer den Spitalskoſten insbeſondere auch die Koſten für 
die Privat⸗Krankenpflege verſtanden werden, fo iſt folgerichtig auch unſererſeits das 
vorcitirte Uebereinkommen in gleicher Weiſe auszulegen und anzuwenden. 


) Dieſer an die Finanzlandesdirection in Wien und an ſämmtliche Finanz- 
landesbehörden mit Ausnahme jener in Wien und Junsbruck ergangene Finanzmini⸗ 
ſterialerlaß vom 5. Jänner 1874, 3. 31.253, lautet: „Ueber eine Anfrage, ob der von 
dem Ertrage der ſteuerfreien Häuſer nach dem jeweiligen Finanzgeſetze zu entrichtenden 
5 Procent Einkommenſteuer ein geſetzliches Pfandrecht auf die den Ertrag gewähren ⸗ 
den Gebäude zuſteht, wird Folgendes bedeutet: Nach § 2 des Einkommenſteuer⸗Paten⸗ 
tes vom 29. October 1849 wird das Einkommen von dem der Grund- und Gebäude⸗ 
ſtener unterliegenden Beſitzthume durch den mit dem a. h. Patente vom 10. October 
1849 angeordneten außerordentlichen Zuchlag zur Grund- und Gebäudeſteuer der 
Beſtenerung unterzogen. 0 

Dieſem Zuſchlage wurde und konnte auch bisher in der Praxis die Eigenſchaft 
einer Realſteuer nicht aberkannt werden, und inſoferne auch die vorerwähnte 5 
ProcentEinkommenſteuer ihrer Natur nach dieſem Zuſchlage gleichgehalten wer⸗ 
den kann, wird es keinem Anſtande unterliegen, in vorkommenden Fällen die Zuer⸗ 
kennung des geſetzlichen Pfandrechtes für die Steuer in Anſpruch zu 
nehmen.“ 
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Hievon wird der k. k. Landesſtelle zur Darnachachtung und entſprechenden 
weiteren Beranlaffung die Mittheilung gemacht. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 13. Jänner 1875, 3. 7 an ſümmtliche k. k 
Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsanwaltſchuften, mit Ausnahme der 
Oberſtaatsanwaltſchaften in Innsbruck und Zara, womit befauntgegeben wird, daß 
in den Fallen, in welchen nach den beſtehenden Vorſchriften die Dienftenution eines 
Beamten in der Höhe des einjährigen Gehaltes erfordert wird, hierunter die nie: 
derſt e Gehaltſtufe der Raugselaſſe, welcher der cautionspflichtige Dienſtpoſten nach 
der Syſtemiſtrung angehört, auch dann zu verſtehen ſei, wenn der Träger desſelben 
im Bezuge eines höheren Gehaltes ſteht, oder ſpater in einen ſolchen innerhalb der 
gleichen Rangselaſſe einrückt. 


Es iſt aus Anlaß der durch das Geſetz vom 15. April 1873, R. G. B. Nr. 47 
ſtattgefundenen Regelung der Gehalte der activen Staatsbeamten die Frage angeregt 
worden, ob den Beamten, welche zu Folge der verfchiedenen Organiſationsvorſchriften 
zum Erlage einer Dienſtcaution im Betrage eines Jahresgehaltes verpflichtet ſind, 
die Verbindlichkeit obliege, die von ihnen erlegte Dienftcaution vorkommenden Falls 
bis zum Betrage des ihnen auf Grund des citirten Geſetzes ſofort oder in Folge der 
Quinquennalvorrückung angewieſenen höheren Gehaltes zu ergänzen 

Mit Rückſicht auf die von dem k. k. Finanzminiſterium über dieſe Frage erlaſ⸗ 
ſene und im Verordnungsblatte dieſes Miniſteriums Nr. 41 vom Jahre 1873 kund— 
gemachte Verordnung vom 2. December 1873, 3. 28.603, findet das Juftizmini⸗ 
ſterium, zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges, auch für ſeinen Dienſtbereich 
zu beſtimmen, daß in Fällen, in welchen nach den beftehenden Vorſchriften die Dienſt⸗ 
caution eines Beamten in der Höhe des einjährigen Gehaltes erfordert wird, hier⸗ 
unter die mindeſte Gehaltsſtufe der Rangsclaſſe, welcher der cautionspflichtige Dienſt⸗ 
poſten nach der Syſtemiſirung angehört, auch dann zu verſtehen ſei, wenn der Träger 
desſelben im Bezuge eines höheren Gehaltes ſteht oder ſpäter in einen ſolchen inner— 
halb der gleichen Rangsclaſſe einrückt. 

Hievon wird das löbliche k. k. Oberlandesgerichtspräſidium (die k. k Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft) zur Verſtändigung der unterſtehenden Behörden, welche es ber 
trifft, und zur geeigneten Darnachachtung in die Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Geſandtſchaftsattaches Dr. Karl Ritter v. Heidler⸗ 
Egeregg, Otto Grafen Brandis und Edmynd Löſchnigg zu Honorar-Legations⸗ 
ſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenteur Joſeph Got ſchy anläßlich deſſen 
Penſionirung tarfrei den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im k. k. Miniſterium des Innern 
Eduard Jantſch das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des gemeinſamen oberſten Rechnungs- 
hofes Sofef Ritter v. Preleuthner die Würde eines geheimen Rathes tarfrei 
verliehen. 

: Seine Majeftät haben den Bezirkshauptmann in Leibnitz Victor Huber bei 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereivathestarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Generalconſul Guſtav Freih. v. Schreiner zum 
a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am Faif. braſilſaniſchen Hofe ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Oberdirector der böhmiſchen Sparcaſſe in 
Prag Hofrath Wenzl Bohuſch Ritter v. Ottoſchütz das Comthurkreuz des Franz 
Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne; dem Kanzleidirector Dr. Wenzl Worowka, dem 
Curator Notar Dr. Eduard Schubert dem Directionsmitgliede, Landesadvocaten 
Dr. Karl Helminger ten. den Orden der eiſernen Krone druter Claſſe, den drei 
Letztgenannten mit Taxennachſicht verliehen. | 8 5 

Seine Majeſtät haben den Conſulareleven Victor Freiherr v. Schweiger- 
Dürnſtein zum Viceconſul in Trapezunt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bauadjuncten Eugen Mutinellt, Franz 
Bleggi, Joachim Stern, Joſeph Gentili, und Philipp Schöch zu Ingenieuren, 
für den Staatsbaudienſt in Tirol ernannt. N 

Der Miniſter des Junern hat die Bezirkscommiſſare Wladimir Kramer 
Joſeph Beranek und Karl Werner zu Bezirkshauptmännern in Mähren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor bei der Taxamtseaſſe in Wien Felix 
Pranter zum Zahlmeiſter bei dieſer Caſſe ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtelevenſtelle mit einem jährlichen Adjutum von 500 bis 600 fl., bis 
20. März (Amtsbl. Nr 35.) 

Poſtofficialsſtelle mit 900 fl. Jahresgehalt und 160 fl. Activitätszulage gegen 
Caution, dann eine, reſpective zwei Poſtafſiſtentenſtellen mit 600 fl. Gehalt und 
120 fl. Activitätszulage gegen Caution, bis 20. März (Amtsbl. Nr. 36.) 

Zahlmeiſterſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptcaſſe in Wien zugleich nieder⸗ 
öſterr. Telegraphen⸗Bezirkscaſſe mit der achten Rangsclaſſe, bis 6. März. (Amtsvl. 
Nr. 37. 

en Bauadjunctenſtellen für den Staatsbaudienſt in Krain mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 27.) r 

Aichmeiſtersſtelle in der Stadtgemeinde Salzburg mit 1000 fl. Jahresgehalt 
und eine Activitätszulage von 200 fl., bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 29.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


